
Dagegen liegt ein Einvernehmen mit dem Geschädigten 
dann nicht vor, wenn die Konfliktkommission ohne An­
trag des Geschädigten und ohne mit ihm Verbindung 
aufzunehmen, über die Wiedergutmachungsverpflichtung 
des Werktätigen berät und beschließt. Aus verschiede­
nen Gründen kann der Geschädigte seine Schaden­
ersatzansprüche entweder nicht oder nur in einem selb­
ständigen Verfahren geltend machen wollen. Insoweit 
sind die Konfliktkommissionen nicht anders gestellt als 
die Strafgerichte, die auch nicht ohne ausdrücklichen 
Antrag gemäß § 268 StPO einen Angeklagten zur Scha­
denersatzleistung verpflichten können.
Ein Einvernehmen mit dem Geschädigten ist auch dann 
zu verneinen, wenn die Konfliktkommission entgegen 
der begründeten Forderung des Geschädigten und gegen 
seinen ausdrücklichen Willen einen niedrigeren Scha­
denersatzbetrag festlegt oder wenn sie seine Schaden­
ersatzforderung als unbegründet zurückweist. Der 
Geschädigte verliert durch diese Zurückweisung die 
Möglichkeit, die Forderung in einem zivil- oder arbeits­
rechtlichen Verfahren geltend zu machen.
Von diesen Erwägungen ausgehend, hält das Präsidium 
des Obersten Gerichts ein Einspruchsrecht des Geschä­
digten dann für zulässig, wenn er vorträgt, daß ein Ein­
vernehmen über die Wiedergutmachung des angerich­
teten Schadens nicht Vorgelegen habe. In diesem Fall 
kann der Geschädigte gegen die Entscheidung der Kon­
fliktkommission innerhalb von zwei Wochen nach Zu­
stellung des Beschlusses bei der Strafkammer des Kreis­
gerichts Einspruch einlegen. Auch für dieses Verfahren 
ist § 245 StPO maßgeblich.
Z i f f .  63 Abs. 2 KK-Richtlinie gibt dem Kreisstaats­
anwalt das Recht, gegen Entscheidungen der Konflikt­
kommissionen über die Verpflichtung des Werktätigen 
zur Wiedergutmachung des einem Betrieb oder einem 
Bürger zugefügten Schadens Einspruch beim Kreis- 
gericht einzulegen. Es wird jedoch nicht geregelt, in 
welcher Frist dieser Einspruch eingelegt werden muß. 
Der Beschluß des Präsidiums sieht dafür eine Frist von 
drei Monaten nach der Entscheidung der Konfliktkom­
mission vor. Maßgeblich für diese Regelung war, daß 
in allen Fällen, in denen der Staatsanwalt nach der 
KK-Richtlinie eine Einspruchsmöglichkeit gegen Be­
schlüsse der Konfliktkommissionen hat ( Z i f f .  41, 46, 50), 
die Frist gleichfalls drei Monate beträgt. Im übrigen 
sieht auch Z i f f .  35 der SchK-Richtlinie eine solche Frist 
vor. Auch dieses Verfahren ist von der Strafkammer des

Kreisgerichts zu verhandeln und richtet sich nach § 245 
StPO.
Die Grundzüge der Regelung in der SchK-Richtlinie, die 
jüngeren Datums als die KK-Richtlinie ist, waren für 
die im Beschluß des Präsidiums vertretene Auffassung 
bestimmend, daß über Anträge gemäß Z i f f .  61 KK- 
Richtlinie auf Erklärung der Vollstreckbarkeit von Be­
schlüssen der Konfliktkommissionen bei arbeitsrecht­
lichen Wiedergutmachungsansprüchen die Kammer für 
Arbeitsrechtssachen, bei zivilrechtlichen Wiedergut­
machung sansprüchen die Kammer für Zivilsachen ent­
scheidet (vgl. Z i f f .  33 SchK-Richtlinie).
Das Präsidium weist in seinem Beschluß darauf hin, 
daß die Grundsätze der Richtlinie Nr. 19 des Plenums 
des Obersten Gerichts vom 15. September 1965 zur An­
wendung des § 44 AGO — Verfahren über die Voll­
streckbarkeitserklärung von Beschlüssen der Konflikt­
kommissionen — (GBl. II S. 703; NJ 1965 S. 634) entspre­
chend anzuwenden sind. Das bedeutet, daß die Gerichte 
zunächst das ordnungsgemäße Zustandekommen des Be­
schlusses der Konfliktkommission zu prüfen haben. 
Weiter ist festzustellen, ob sich der Leistungsausspruch 
im Beschluß der Konfliktkommission für die Voll­
streckung eignet. Gegebenenfalls ist, sofern die Kon­
fliktkommission einen konkreten Betrag nicht genannt 
hat, dieser Betrag durch das Anhören von Mitgliedern 
der Konfliktkommission und der Verfahrensbeteiligten 
zu ermitteln und der Beschluß mit der Vollstreckbar­
keitserklärung entsprechend zu ergänzen. Ergibt die 
Überprüfung, daß der Beschluß der Konfliktkommission 
nicht ordnungsgemäß zustande gekommen ist oder daß 
die Leistungsverpflichtung der Konfliktkommission 
nicht zur Vollstreckung geeignet ist, so darf die Voll­
streckbarkeitserklärung nicht erteilt werden. Damit 
steht fest, daß das Verfahren vor der Konfliktkommis­
sion nicht zu einem vollstreckbaren Titel für den Ge­
schädigten geführt hat. Dieser hat nunmehr die Mög­
lichkeit, in einem selbständigen zivil- bzw. arbeitsrecht­
lichen Verfahren seine Forderung geltend zu machen. 
Die Gerichte sollten die Geschädigten auf diesen Weg 
hinweisen, der ohne Berufungsverfahren gegen die Ver­
sagung der Vollstreckbarkeitserklärung unmittelbar 
dazu führt, die materielle Begründetheit der Forde­
rung des Geschädigten durch ein Gerichtsverfahren zu 
prüfen.

Oberlichter Walter Rud e i t ,  Mitglied
des Präsidiums des Obersten Gerichts

Zur Zuständigkeit der Kreisgerichte in Arbeitsrechtssachen 
gemäß § 16 Abs. 2 AGO
Beschluß des Präsidiums des Obersten Gerichts vom 25. Januar 1967 — I Pr 1 — 2/67.

Die Praxis der Kreisgerichte bei der Feststellung der 
Zuständigkeit in Arbeitsrechtssachen gemäß § 16 Abs. 2 
AGO ist nicht einheitlich. Verschiedentlich wird nicht 
der Sitz der Konfliktkommission oder des Betriebes, 
sondern das Territorium als ausschlaggebend ange­
sehen, auf das sich die Leitungstätigkeit des Betriebes 
erstreckt. Das trifft z. B. auf Räte von Landkreisen oder 
HO-Kreisbetriebe in Landkreisen zu, die ihren Sitz in 
einer Stadt haben, die nicht zum Landkreis gehört. Die 
Bestimmung des Sitzes der Konfliktkommission berei­
tet teilweise dort Schwierigkeiten, wo deren Mitglieder 
in räumlich voneinander getrennten und über verschie­
dene Stadtbezirke oder Orte verteilten Betriebsteilen 
(z. B. Verkaufsstellen) arbeiten.

Zur einheitlichen Anwendung des § 16 Abs. 2 AGO er­
läßt das Präsidium folgenden Beschluß:
1. Nach dem Grundsatz in § 16 Abs. 2 AGO ist für die 
Entscheidung eines Arbeitsstreitfalles das Kreisgericht 
zuständig, in dessen Bereich die Konfliktkommission 
ihren Sitz hat, die zunächst über den Streitfall entschied.

Als Sitz der Konfliktkommission gilt der selbständige 
oder nichtselbständige Teil des Betriebes, in dem die 
Mehrzahl der Mitglieder dieser Konfliktkommission 
arbeitet. Arbeitet die Mehrzahl der Mitglieder einer 
Konfliktkommission in räumlich voneinander getrenn­
ten Betriebsteilen, so gilt der Sitz des Betriebes (der 
Sitz der Leitung des Betriebes) als Sitz der Konflikt­
kommission.

2. Besteht im Betrieb keine Konfliktkommission, so ist 
das Kreisgericht zuständig, in dessen Bereich der Be­
trieb (die Leitung des Betriebes) seinen Sitz hat.

3. Für die Bestimmung des Sitzes der Konfliktkom­
mission oder des Betriebes zur Feststellung der Zustän­
digkeit des Kreisgerichts ist es unbeachtlich, ob sich die 
Leitungstätigkeit des staatlichen Organs, der Institution 
oder des Betriebes auf ein Territorium oder auf Be­
triebsteile außerhalb des Gerichtsbezirks erstreckt, zu 
dem der Sitz der Konfliktkommission bzw. des Be­
triebes gehört.
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